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Steuerreform kommt – trotz Gegenwind
Firmen und natürliche Personen sollenmassiv weniger Steuern zahlen. Das passt vielen nicht – dafür einer entscheidendenAllianz.

Lukas Nussbaumer

Die Luzerner Regierung will
die Steuern für Unternehmen,
wenig verdienende Personen
und Familien senken. Wer nun
denkt, finanzielle Entlastungen
für derart breiteKreisemüssten
weitherumBeifall auslösen, irrt
sich.DenFirmenund ihrenLob-
byisten gehen die Senkungen
nämlich viel zu wenig weit, und
der Verband der Luzerner Ge-
meinden (VLG) läuft Sturm
gegen die Pläne der Regierung,
weildieAusfälle fürdieKommu-
nennicht tragbar seien.Dazuha-
gelt esKritikvon links-grün:Laut
SP und Grünen profitieren von
derReformvorabgrosseKonzer-
ne und reiche Privatpersonen
statt die breite Bevölkerung.

Das von der Regierung nach
derVernehmlassungangepasste
Paket ist also hochumstritten.
Und es sorgt ab 2025 für jähr-
liche Steuerausfälle im dreistel-
ligen Millionenbereich. Beim
Kanton fehlen ab dann etwas
über 60Millionen Franken, bei
den Gemeinden vorerst leicht
mehr als 50Millionen, ab 2028
rund 75 Millionen. Firmen und
natürliche Personen werden im
gleichenUmfang entlastet.

Gemeindenwerdenan
OECD-Steuerbeteiligt
Bei den Firmen sind dieKern-
punkte eine Senkung der Ka-
pitalsteuer, die in zwei Schrit-
ten statt wie ursprünglich ge-
plant in einem gesenkt werden
soll, und die Einführung einer
Patentbox.DieseMassnahmen
sollen Luzern trotz der heuer
eingeführten OECD-Mindest-
steuer von 15Prozent als Stand-
ort attraktiv halten. Betroffen
von dieser Steuer sind etwa
220 Firmen, was zu jährlichen
Mehreinnahmen von geschätzt
55Millionen Franken führt.

Diese Zusatzerträge wollte
der Kanton zuerst für sich allei-
ne verbuchen. Nach massiver
Kritik vom VLG beteiligte die
Regierung die Gemeinden mit
23,5Millionen – und erntete er-
neutWiderstand.Nunbeantragt
diekantonsrätlicheKommission
für Wirtschaft und Abgaben
(WAK) für die Gemeinden eine
ab 2025 geltende und bis 2029
befristeteErhöhungum3,1Mil-
lionen. Auf den als Option vor-
gesehenenAbzug fürForschung
und Entwicklung für Firmen
verzichtet die Regierung.

Bei den natürlichen Per-
sonen setzt die Regierung den
Hebel zum einen bei den tiefen
Einkommen an. Für sie ist ein
Sozialabzug geplant. Zum an-
dern sollen der Kinderabzug
und jener für die Drittbetreu-
ungvonKindern steigen.Eben-
falls Verbesserungen plant die
Exekutive bei der Besteuerung
vonKapitalleistungenausVer-
sicherungundVorsorge.

GemeindenmitRegierung
«sehrunzufrieden»
Wer die unterschiedlichen Po-
sitionen live miterleben will,
sollte sich den 29. Januar vor-
merken. Dann behandelt der
Kantonsrat die Steuergesetzre-
visionzumerstenMal.Die zwei-
te Beratung folgtMitteMärz.

Lauteste Kritikerin der Reform
sindderGemeindeverbandund
seine Präsidentin Sibylle Boos.
Die FDP-Kantonsrätin und Ge-
meindepräsidentin vonMalters
holte imVLG-Organ«Gazette»
kurzvorWeihnachtenzumgros-
sen Rundumschlag gegen die
Regierung aus.

Laut Boos sind die Gemeinden
und ihrVerbandmitderFinanz-
politik des Kantons «sehr unzu-
frieden»,dieSteuerausfällewür-
den bei den Kommunen «zu
grossem Unmut und zu einer
unglaublichenUnsicherheit füh-
ren», ja, sie könnten «nicht ak-
zeptiert» werden. Schliesslich

würden 74 der 80 Gemeinden
eine Nettoverschuldung von
mehr als 1200 Franken pro
Einwohnerin und Einwohner
aufweisen. In einer Verbands-
umfrage lehnen 62 der 72 mit-
machenden Gemeinden die
Steuergesetzrevision ab. Auf
Nachfrage bekräftigt Boos ihre

Kritik und sagt, selbst mit der
von der WAK erhöhten Beteili-
gung an den OECD-Mehrein-
nahmen liessen sich in vielen
Gemeinden Steuererhöhungen
nichtverhindern.«DieGemein-
den sehen sich in den kommen-
den Jahren mit einem grossen
Ausgabenwachstum konfron-

tiert, insbesondere indenBerei-
chenBildungundSoziales.Dazu
kommen hohe Investitionen,
etwa in Schulhäuser.»

«Bedauerlich» sei, dass die
Aufgaben- und Finanzreform
sowie die Anpassung des Fi-
nanzausgleichs nicht gleichzei-
tigmit der Steuergesetzrevision
behandelt würden. «Diese Ge-
schäfte bringen das Finanzie-
rungsgleichgewicht zwischen
Kanton und Gemeinden aus
dem Lot, denn der Kanton ent-
lastet sich in allen drei Vorlagen
zulasten derGemeinden.»

Gemeindenprofitieren
vordemKanton
Ganz anderer Art ist die Kritik
aus Wirtschaftskreisen. Peter
With, Präsident des KMU- und
Gewerbeverbands (KGL), sowie
BrunoKächalsGesamtleiterder
rund170Mitarbeiter zählenden
Gewerbe Treuhand AG verlan-
gendreiAnpassungen:Verzicht
auf die Etappierung bei derHe-
rabsetzung der Kapitalsteuer,
Einführung eines Forschungs-
und Entwicklungsabzugs, tie-
fere Vermögenssteuern. With
findet in einem kürzlich auf der
Website des KGL veröffentlich-
ten Interviews denn auch: «Die
gute finanzielle Lage von Kan-
ton und Gemeinden hätte eine
mutigere Reform zugelassen.»

Bruno Käch teilt diese Ein-
schätzung:«DieReformkommt
zaghaft, mutlos und ohneWeit-
blick daher.»Der Steuerexperte
undJuristkritisiertzudemdenab
2025geltendenGemeindeanteil
andenOECD-Mehreinnahmen.
«Das isteineArtSchattenfinanz-
ausgleich. Zudem fliessen die
Zusatzeinnahmen frühestens
2027. Es werden also Gelder an
Gemeinden umverteilt, die das
gar nicht nötig haben.»

Dass Firmen und natürliche
Personen entlastet werden, be-
grüsst der langjährige frühere
Präsident der Zentralschweizer
Vereinigung diplomierter
Steuerexperten hingegen aus-
drücklich. Der Steuerwettbe-
werb verlagere sich seit einiger
Zeit hin zu den natürlichen Per-
sonen,wasZugalsersterKanton
erkannt und die Vermögens-
steuerabdiesemJahrum15Pro-
zentgesenkt sowiedieFreibeträ-
ge verdoppelt habe. «Luzern ist
bei der Vermögenssteuer in der
ZentralschweiznunSchlusslicht.
DochMassnahmen,umVermö-
gende anzusiedeln oder Weg-
zugswillige zu halten, erachtet
mannicht für notwendig.»

Trotz der geballten Kritik
von Gemeinden, Wirtschafts-
vertreternund links-grünglaubt
Käch nicht an substanzielle
Anpassungen durch den Kan-
tonsrat.«DieSache istnachdem
Schulterschluss von Mitte, SVP
undFDPvor denBeratungen in
der WAK gegessen.» Und es
spricht leise Enttäuschung mit,
wennder Steuerexperte sagt, er
hätte «von den bürgerlichen
Parteien schon etwas mehr
Unterstützung fürdieUnterneh-
men erwartet».

Finanzdirektor Reto Wyss
glaubt ebenfalls, die Vorlage
sei mehrheitsfähig – auch im
September vor dem Volk (siehe
Box «Nachgefragt»).

Die Luzerner Steuerzahlenden sollen dank einer Gesetzesrevision ab 2025 Geld sparen können. Symbolbild: Philipp Schmidli

Nachgefragt

Reto Wyss weist Kritik deutlich zurück
SibylleBoos,Präsidentin
desVerbandsderLuzerner
Gemeinden, istmitder
FinanzpolitikdesKantons
«sehrunzufrieden»und
bezeichnetdieErtragsaus-
fällebeidenGemeinden
durchdieRevisiondesSteu-
ergesetzesals«nicht trag-
bar».Das ist starkerTobak.
Reto Wyss: Wir haben die Ge-
meinden frühzeitig involviert
und ihre Anliegen in der Ver-
nehmlassung berücksichtigt.
Darum überraschen mich die
Aussagen der Verbandspräsi-
dentin sehr, zumal dieGemein-
denbeiweiterenFinanzgeschäf-
ten paritätisch in deren Über-
arbeitung eingebunden sind.

In einerUmfrage lehnen
62 von72mitmachenden
GemeindendieRevision
desSteuergesetzes ab.
DasmussSiebeunruhigen.
DieAblehnung ist unerfreulich,
aberdaesder grossenMehrheit
derGemeindengut geht, bin ich
imHinblickaufdieVolksabstim-
mung zuversichtlich. 57 der 80
Kommunen haben in den letz-
tenvier Jahren schwarzeZahlen
geschrieben, 2022 konnten alle
Gemeindenzusammenerstmals
ein Nettovermögen ausweisen.

Die Ausfälle sind also verkraft-
bar. Ichfindeesbemerkenswert,
wenn die Verbandspräsidentin
angesichts dieser Fakten unzu-
frieden istmit derFinanzpolitik
des Kantons.

SibylleBoosweist auf
steigendeAusgabenund
bevorstehende Investitionen
hin,welcheAusfälle im
prognostiziertenAusmass
nicht zulassenwürden.
Auch der Kanton wird für Ge-
sundheit undBildungmehraus-
geben müssen. Eine Steuerge-
setzrevision ist immer eine In-
vestition indieZukunft – undsie
macht sich bezahlt, wie sich bei
der Halbierung der Firmenge-
winnsteuern gezeigt hat.
Ausserdem erhalten die Ge-
meinden schon 2025 ihren An-
teil aus der OECD-Mindestbe-
steuerung, obwohl unklar ist,
wann dieMehrerträge fliessen.

HarscheKritikkommtauch
vonWirtschaftsvertretern.
Sie verlangenetwaeine
sofortigeundnicht etap-
pierte SenkungderKapital-
steuernundsagen, die
FirmenseiendieVerlierer
derRevision – aufKosten
derGemeinden.

Das ist ein verzerrtes Bild. So-
wohl Unternehmen als auch na-
türliche Personen haben eine
umsichtige Besteuerung ver-
dient. Diesem Auftrag des Kan-
tonsrats, der auch zum Umfang
der Revision klare Erwartungen
definiert hat, kommen wir mit
der vorliegendenRevisionnach.
Und bei den natürlichen Perso-
nen ist die Steuerbelastung im

Zentralschweizer Vergleich nun
einmalamhöchsten,weshalbwir
dort ebenfalls angesetzt haben.

Allerdings zuwenigkon-
sequent, sagenWirtschafts-
führer – und forderndeutlich
tiefereVermögenssteuern
fürPrivatpersonen.
Die Vernehmlassung hat ge-
zeigt, dass wir das Fuder nicht
überladen sollten. Gerade bei
der Entwicklung der Vermögen
zeigt sich für Luzern ein erfreu-
liches Bild: die Zunahme liegt
überdemDurchschnitt derZen-
tralschweizerKantoneundauch
über demLandesmittel.

Trotz seitMonatenanhal-
tenderKritikhabenSie
mehrmalsbetont, Sie seien
imHinblickaufdieVolks-
abstimmungzuversichtlich.
Warum?
Weil es sich umein ausgewoge-
nes Paket handelt und weil ich
daranglaube,dassdieBürgerin-
nenundBürger dieNotwendig-
keit und Verkraftbarkeit der
Steuersenkungen nachvollzie-
hen können. Mit einem Ja zur
Gesetzesrevision bleibt die
Steuerbelastungmoderat – und
die Dienstleistungen sind wei-
terhin gut. (nus)

«DieAusfälle
sind fürdie
Gemeinden
verkraftbar.»

RetoWyss
Luzerner Finanzdirektor


